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I.  Fünf Schritte zur Ermittlung der Einkommen-/Lohnsteuer

a.  Grundlage der Ermittlung der Einkommen- und Lohnsteuer ist das Einkommensteuergesetz (EStG), welches in jedem Jahr vom Gesetzgeber in entscheidenden Punkten geändert wird (Stichwort: Jahressteuergesetz) und die auf ihm beruhenden Richtlinien ("Abschnitte") zur Einkommensteuer (A EStR) sowie die Abgabenordnung (AO). In Fällen mit Auslandsberührung sind darüber hinaus noch das Auslandssteuergesetz (AStG) und ein eventuell bestehendes Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) zu beachten.

b.  Die jährlichen Änderungen der Einkommensteuergesetze beeinflussen das Grundmuster der steuerlichen Ermittlung in der Regel nur wenig. Es besteht aus den folgenden fünf Schritten:

1. Die Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, aus Vermietung und Verpachtung und aus Kapitalvermögen werden um die Werbungskosten bzw. Sparerfreibeträge vermindert und mit den sonstigen Einkünften im Veranlagungsjahr (z.B. aus selbständiger Arbeit, Gewerbebetrieb, ...) addiert. Hieraus ergibt sich die Summe der Einkünfte.

2. Von der Summe der Einkünfte werden gegebenenfalls ein Altersentlastungsbetrag oder  andere berufliche Freibeträge abgezogen, z.B. Land- und Forstwirtschaftsfreibetrag. Das Resultat ist der Gesamtbetrag der Einkünfte.

3. Vom Gesamtbetrag der Einkünfte werden Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen sowie Verlustabzugsbeträge abgezogen. So entsteht das Einkommen.

4. Vom Einkommen werden - soweit die Voraussetzungen vorliegen - der Kinderfreibetrag (§ 32 VI EStG), der Betreuungsfreibetrag (§ 32 VI EStG) und der Haushaltsfreibetrag (§ 32 VII EStG) abgezogen. So ergibt sich letztlich das zu versteuernde Einkommen.

5. Auf das zu versteuernde Einkommen wird die Grund- bzw. Splitting-Tabelle angewendet, aus der sich sodann die Steuersumme entnehmen läßt. Diese wird um die bereits gezahlten Steuern sowie um einen Steuerabzugsbetrag für geleistete Parteispenden reduziert, aber bei Gewährung eines Kinderfreibetrages um das Kindergeld erhöht.

II.  Steuerpflicht

a.  Bei der Steuerpflicht unterscheidet man die unbeschränkte und die beschränkte Steuerpflicht. Unbeschränkt steuerpflichtig sind Personen, die ihren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben (§ 1 EStG). Auf die Staatsangehörigkeit kommt es hierbei nicht an. Allerdings bestehen Sonderregelungen für EU-Inländer im § 1a EStG („Grenzpendler“).

b.  Beschränkt steuerpflichtig sind im Ausland wohnende oder sich dort gewöhnlich aufhaltende Personen, die in Deutschland Einkünfte erzielen.  Jedoch kommt die sogenannte antragsgebundene unbeschränkte Steuerpflicht nach § 1 Abs. 3 EStG für Personen in Betracht, die in Deutschland weder einen Wohnsitz noch ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, soweit die Personen dies beantragen und die dazu notwendigen Nachweise erbringen.

A.  NATO-Verträge

1.  Artikel X NATO-Truppenstatut

a.  Art. X NATO Truppenstatut (NTS) stellt eine Ausnahmeregelung zu § 1 EStG dar. Denn gemäß Art. X NTS (für Mitglieder der Truppe und ziviles Gefolge) und Art. 68 IV Zusatzabkommen (ZA) zum NTS (für Angehörige) werden Zeitabschnitte, in denen sich unter das NATO-Truppenstatut und seine Zusatzabkommen fallenden Personen in Deutschland aufhalten, sofern es sich nicht um deutsche Staatsangehörige oder andere bereits vorher in Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Personen handelt, in der Regel nicht als Zeiten des Aufenthaltes oder als Änderung des Wohnsitzes angesehen, so daß eigentlich keine unbeschränkte Steuerpflicht gegeben ist. Es liegt somit grundsätzlich nur eine beschränkte Steuerpflicht des Ehepartners vor. Gemäß Art. X NTS gilt dies aber immer nur dann, wenn die Wohnsitzbegründung allein (engl. Text: "solely") aufgrund der dienstlichen Entsendung erfolgt. Es gilt das Kriterium des "Sich-nur-in-dieser-Eigenschaft-Aufhaltens". Wird der Wohnsitz aber auch aus anderen Gründen genommen, so greift Art. X NTS nicht mehr ein. Dieses führt dann zu einer Umgruppierung von der beschränkten Steuerpflicht zur unbeschränkten Steuerpflicht. Entsprechendes ist einem Erlaß des bayrischen Finanzministeriums (koordinierter Ländererlaß vom 29. Januar 1992) sowie in der Verfügung der Oberfinanzdirektion (OFD) Nürnberg vom 1. April 1999 (S 2105 – 58/St. 31) geregelt.

b.  Anzeichen für andere Gründe sind regelmäßig die Eheschließung und das Zusammenleben mit einem in Deutschland wohnhaften Ehepartner, eine sonstige selbständige Tätigkeit, der gemeinsame Bezug einer inländischen Familienwohnung mit der deutschen Ehefrau oder der Erwerb eines Hauses in Deutschland. Inwieweit diese Kriterien tatsächlich zur Schlußfolgerung einer unbeschränkten Steuerpflicht führen, muß aber jeweils im konkreten Einzelfall bestimmt werden.

2.  Artikel 73 Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut

a.  Als Technische Fachkräfte ("technical experts") im Sinne des Art. 73 ZA-NTS sind nur solche Personen anzuerkennen, die einen nachweisbaren hohen fachspezifischen Bildungsgrad aufweisen und in entsprechenden Arbeitsbereichen tätig sind. Zudem ist bei ihnen eine Abwägung  hinsichtlich des Mittelpunktes der Lebensinteressen vorzunehmen. Hierzu wird anhand von neun Punkten geprüft, inwieweit sich der Mittelpunkt des Lebensinteresses von den USA nach Deutschland verlagert hat. Zu beachten ist dabei, daß die 9 Kriterien nur für technische Fachkräfte gelten und nicht für Mitglieder der Truppe oder des zivilen Gefolges! Bei letzteren gelangen nur die oben erwähnten Kriterien zur Anwendung.

b.  Die 9 Kriterien zur Bestimmung des Mittelpunktes der Lebensinteressen bei Personen, die unter Art. 73 ZA-NTS fallen, sind die Folgenden:

1. Aufenthaltszeiten in Deutschland mit/ohne NATO-Status

2. Arbeitsaufnahme/ Nebentätigkeit in Deutschland

3. Grundbesitz in Deutschland

4. Inanspruchnahme deutscher Sozialleistungen, z.B. Kindergeld

5. Deutscher Schulbesuch der Kinder

6. Sonstige Einkunftsarten in Deutschland

7. Hauptpunkte des sozialen Bezuges

8. Arbeitsaufnahme des deutschen Ehepartners

9. Deutsche Staatsangehörigkeit des Ehepartners

B.  Unbeschränkte Steuerpflicht nur EINES Ehepartners
a.  Ergibt sich aus den Umständen des Einzelfalles, daß der steuerrechtliche Schutz des Art. X NTS fortbesteht, so bleibt ein Ehepartner beschränkt steuerpflichtig, während der andere unbeschränkt steuerpflichtig ist. In einem solchen Fall er- bzw. behält der unbeschränkt steuerpflichtige Ehegatte die Steuerklasse I. Die Steuerklasse III kann nur gewährt werden, wenn beide Ehepartner unbeschränkt steuerpflichtig sind (§ 38b Nr. 3 EStG).

b.  EINZELVERANLAGUNG.  Bei der Veranlagung der Einkünfte des unbeschränkt steuerpflichtigen Ehepartners kommt - trotz der Ehe - keine der Ehegattenveranlagungsformen (§ 26 EStG), sondern nur eine Einzelveranlagung (§ 25 EStG) in Betracht. Die Besteuerung erfolgt bei der Einzelveranlagung, welche ansonsten nur bei Ledigen, Geschiedenen, Verwitweten oder Verheirateten, die von ihrem Ehepartner dauernd getrennt leben in Betracht kommt, nach dem Grundtarif (§ 32a I-IV EStG).

C.  Unbeschränkte Steuerpflicht BEIDER Ehepartners
Ergibt sich aus den Umständen des Einzelfalles, daß der steuerrechtliche Schutz des Art. X NTS nicht mehr fortbesteht, so sind beide Ehepartner unbeschränkt steuerpflichtig. In diesem Fall findet das Abkommen von 1989/91 zur Vermeidung der Doppelbesteuerung zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den USA, kurz Doppelbesteuerungsabkommen USA (DBA USA 1989/91) genannt, Anwendung.

1.  Progressionsvorbehalt nach dem Doppelbesteuerungsabkommen USA 1989/91

a.  Das DBA USA gilt nur für die Bundessteuern und nicht für die Steuern der einzelnen Bundesstaaten der USA (Art. 2 DBA USA). Es schließt aber Diskriminierungen bei diesen Steuern aus (Art. 24 VI DBA USA). Einige Einzelstaaten der USA erheben ohnehin keine Einkommensteuer
.

b.  Von der US-Regierung an ihre Staatsangehörigen gezahlte Gehälter und Pensionen bleiben in Deutschland aufgrund Art. 19 DBA USA steuerfrei. Es gilt das sogenannte Kassenstaatsprinzip, vereinzelt auch Quellenstaatsprinzip genannt, nach dem das Besteuerungsrecht, unabhängig vom Ort der Tätigkeit, demjenigen Staat zusteht, der aus seinen öffentlichen Kassen die Gehälter bzw. Pensionen zahlt. Insoweit entspricht die Regelung des Art. 19 DBA USA dem Sinn des Art. X NTS. Der entscheidende Unterschied besteht aber darin, daß beide Ehepartner als unbeschränkt steuerpflichtig gelten und daher bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens der Ehepartner der Steuersatz auf das zu versteuernde Einkommen angewendet wird, der sich unter Einbeziehung der steuerfreien Auslandseinkünfte in die Bemessungsgrundlage ergibt (sog. Progressionsvorbehalt), d.h. es wird u.U. ein höherer als eigentlich nach den rein deutschen Einkünften des Ehepartners geschuldeter Steuersatz herangezogen.

c.  Allerdings berücksichtigt der Progressionsvorbehalt positive und negative ausländische Einkünfte, so daß es je nach konkretem Fall zu einer Erhöhung oder Reduzierung der deutschen Steuer kommen kann (Art. 23 III DBA USA). Die Höhe der ausländischen Einkünfte wird dabei nach dem deutschen Steuerrecht ermittelt. Sollte sich im Besteuerungsverfahren eine höhere Steuerschuld ergeben, so wird es neben der Aufforderung zur Steuernachzahlung auch zu einer Festsetzung von Steuervorauszahlungen kommen. Insoweit geht das Finanzamt von einer auch im Folgejahr unveränderten Sachlage, mithin gleichbleibenden Einkünften aus.

d.  Anmerkung am Rande: Bei einem Wegzug aus Deutschland, z.B. Auswanderung, bleiben bestimmte Gewinne aus dem Verkauf von Vermögen, z.B. Häuser, Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, noch 10 Jahre(!) lang steuerpflichtig in Deutschland (Art. 13 DBA USA, § 6 I AStG). Bei Unternehmensbeteiligungen kann, abhängig von der Höhe der Beteiligung, bereits eine Besteuerung des Wertzuwachses beim Wegzug erfolgen, ohne daß es zum einem Verkauf kommen muß. Der spätere Verkauf wird dann gegebenenfalls noch einmal gesondert besteuert.

e.  Darüber hinaus sind sog. Kontrollmitteilungen, auch Spontanauskünfte, zwischen den deutschen Finanzbeamten und ihren amerikanischen Kollegen nach der großen Auskunftsklausel des Art. 26 I DBA USA auch ohne besonderen Anlaß jederzeit möglich, ohne daß ein Verstoß gegen das Steuergeheimnis (§ 30 AO, § 355 StGB) gegeben ist.

2.  Ehegattenveranlagungsarten

a.  Bei unbeschränkt steuerpflichtigen Eheleuten ist eine Einzelveranlagung (§ 25 EStG) nicht möglich. Vielmehr erfüllen sie die Voraussetzungen für eine Ehegattenveranlagung, so daß sie zwischen den verschiedenen Ehegattenveranlagungsformen (§ 26 EStG) wählen können. In Betracht kommt die getrennte Veranlagung oder eine Zusammenveranlagung. Darüber hinaus haben sie für das Jahr der Eheschließung noch die Möglichkeit eine besondere Veranlagung zu wählen.

b.  Die Wahl zwischen den Veranlagungsarten wird fristlos durch Ankreuzen der dafür in den Einkommensteuererklärungsvordrucken vorgesehenen Kästchen getroffen und kann bis zur Unanfechtbarkeit des Steuerbescheides geändert werden. Wenn die Eheleute keine andere Erklärung abgeben, erfolgt eine Zusammenveranlagung (§ 26 III EStG). Die getrennte Veranlagung wird durchgeführt, wenn mindestens ein Ehepartner diese Veranlagungsform wählt (§ 26 II 1 EStG).

c.  ZUSAMMENVERANLAGUNG.  Eine Zusammenveranlagung ist ausnahmsweise auch innerhalb der für eine Scheidung erforderlichen Trennungsperiode (in Deutschland 1 Jahr) möglich, denn ernsthafte Wiederversöhnungsversuche (in der Absicht, die Lebens- und Wirtschaftsgemeinschaft wieder herzustellen) können auch bei kurzer Dauer steuerrechtlich ein Getrenntleben unterbrechen. Hingegen sind für das Scheidungsverfahren (kurze) Wiederversöhnungsversuche in der Regel irrelevant. Die Besteuerung findet nach der für Ehepaare geltenden Splitting-Tabelle statt (§ 32a V EStG).

d.  GETRENNTE VERANLAGUNG.  Bei der getrennten Veranlagung müssen von den (unbeschränkt steuerpflichtigen) Eheleuten getrennte Steuererklärungen abgegeben werden. Anders als bei der Zusammenveranlagung haftet der eine Ehepartner nicht für mögliche Steuerschulden des anderen Ehegatten. Die getrennte Veranlagung kann insbesondere dann ratsam sein, wenn ein Ehepartner steuerfreie, aber dem Progressionsvorbehalt unterliegende Auslandseinkünfte erzielt, wie z.B. das Gehalt der US Soldaten und des zivilen Gefolges, DFAS-Zahlungen,.... Letztlich ist jedoch auch hier auf den konkreten Einzelfall abzustellen, denn die getrennte Veranlagung hat auch eine Kehrseite, außergewöhnliche Belastungen werden bei jedem Ehepartner nur hälftig berücksichtigt, wenn sie keine andere gemeinsame Aufteilung beantragt haben (A 174a II EStR), und Sonderausgaben, z.B. Baukindergeld, werden nur bei dem Ehepartner berücksichtigt, der diese gezahlt hat. Die Besteuerung erfolgt bei der getrennten Veranlagung nach dem Grundtarif (§ 32a I-IV EStG).


e.  BESONDERE VERANLAGUNG.  Für das Jahr der Eheschließung können die Eheleute noch wählen, ob sie steuerlich noch einmal als nicht verheiratet oder bereits wie Eheleute veranlagt werden möchten. Bei der Ehegattenveranlagung werden zwar die Freibeträge verdoppelt, aber es kommt zum Progressionsvorbehalt und unter Umständen zum Verlust von anderen Freibeträgen (z.B. Haushaltsfreibetrag). Hat der (schon bisher unbeschränkt steuerpflichtige) Ehepartner keine Kinder, kann bereits die Ehegattenveranlagung in Form der getrennten Veranlagung gewählt werden, andernfalls mag eine Einzelveranlagung für das Jahr der Eheschließung sinnvoller sein.

2.  Einzelveranlagung

a.  Hier gilt der Grundsatz, daß eine Einzelveranlagung nur bei Ledigen, Geschiedenen, Verwitweten und Verheirateten, die von ihrem Ehepartner dauernd getrennt leben in Betracht kommt. Bloße Abwesenheit aufgrund eines "Deployment" zählt dabei in der Regel nicht als Trennung. Zudem werden Ehepartner, die sich auf Dauer trennen, nicht schon bereits im Trennungsjahr, sondern erst im Folgejahr einzeln veranlagt. Die Besteuerung findet nach dem Grundtarif statt (§ 32a I-IV).

b.  Nur im Jahr der Verwitwung kann ausnahmsweise das Splittingverfahren zur Anwendung gelangen (§ 32a VI EStG). Es handelt sich hierbei um das sogenannte Gnadensplitting.

III.  Steuertarif

A.   Steuersätze
a.  Der Steuertarif steigt linear-progressiv an, d.h. je mehr Einkünfte erzielt werden, desto höher ist die Steuerlast, wobei aber die Steuerlast nicht nur proportional, sondern darüber hinaus (progressiv = fortschreitend) zunimmt.  Allerdings ist die lineare Progression am Anfang und am Ende modifiziert. Bis zur Höhe eines Grundfreibetrages ist der Steuersatz 0% (Nullzone). Bei Zusammenveranlagung verdoppelt sich der Grundfreibetrag. Danach beginnt die sog. Progressionszone. Diese beginnt mit dem Eingangssteuersatz. Der Spitzensteuersatz bildet die obere Progressionszone, ab der der Steuersatz gleichbleibend ist.

	
	Grundfreibetrag

Alleinstehende / Ehepaare

zu versteuerndes Einkommen
	Eingangs-

steuersatz
	Spitzensteuerersatz

Alleinstehende / Ehepaare

zu versteuerndes Einkommen

	1997
	DM 12.095
	DM 24.191
	25,9%
	53% ab 
	DM 120.042
	DM 240.084

	1998

	DM 12.365
	DM 24.731
	25,9%
	53% ab
	DM 120.042
	DM 240.084

	1999
	DM 13.067
	DM 26.135
	23,9%
	53% ab
	DM 120.041
	DM 240.083

	2000
	DM 13.499
	DM 26.999
	22,9%
	51% ab
	DM 114.696
	DM 229.392

	2001

	DM 14.093
	DM 28.187
	19,9%
	48,5% ab
	DM 107.568
	DM 215.136

	2002

	€ 7.235
	€ 14.471
	19,9%
	48,5% ab
	€ 55.008
	€ 110.016

	2003
	€ 7.426
	
	17%
	47%
	
	

	2004
	
	
	17%
	47%
	
	

	2005
	€ 7.664
	
	15%
	42%
	€ 52.152
	€ 104.304

	
	
	
	
	
	
	


b.  Die jeweils im Steuerjahr pro Steuerklasse geltenden einkommenssteuerfreien Bruttomonatseinkommen sowie ab welchem Betrag der Einkommensteuerschuld der Solidaritätszuschlag fällig wird, kann der jährlich neu herausgegebenen „Allgemeinen Monats-Lohnsteuertabelle“ entnommen werden. Die aktuelle Tabelle ist im Buchhandel erhältlich.

B.  Grundtarif und Splitting-Verfahren
a.  GRUNDTARIF.  Er findet Anwendung auf die Einzelveranlagung und die getrennte Veranlagung.

b.  SPLITTING-VERFAHREN.  Bei der Zusammenveranlagung findet die Splitting-Tabelle Anwendung. Sie mildert die Progressionswirkung ab: Es wird die Hälfte des zu versteuernden Einkommens nach der Grundtarif berechnet und dann mit 2 multipliziert (§ 32a V EStG).

C.  Lohnsteuerklassen
a.  In der vom Bundesfinanzministerium erstellten „Allgemeinen Monats-Lohnsteuertabelle“ sind die Jahreslohnsteuerbeträge für die Steuerklassen I-VI ausgewiesen, aus denen sich dann der vom Arbeitgeber monatlich einzubehaltende und abzuführende Lohnsteuerbetrag ergibt (§ 38c EStG). Je nach Steuerklasse schwankt der Betrag. Er ist am niedrigsten in der Steuerklasse III, da hier die Splitting-Tabelle angewendet wird, und am höchsten in den Steuerklassen V und VI. Die Steuerklassen III, IV und V setzen zudem die unbeschränkte Steuerpflicht beider Eheleute voraus. Die Lohnsteuer der Steuerklassen I, II und IV wird der Grundtabelle entnommen, ist aber unterschiedlich hoch, da jeweils andere Freibeträge berücksichtigt werden.


b.  Ein Steuerklassenwechsel ist nur einmal im Jahr möglich und bis zum 30. November eines Jahres bei der zuständigen Gemeinde schriftlich zu beantragen. Den Antrag müssen beide Ehegatten unterschreiben. Verdient ein Ehepartner mehr als 60% des gemeinsamen Arbeitslohns, sollte er Steuerklasse III und der andere Steuerklasse V beantragen. Allerdings richten sich Lohnersatzleistungen, z.B. Mutterschafts- oder Arbeitslosengeld nach dem letzten Nettolohn, welcher in Steuerklasse III höher ist. Berechnungsbeispiele gibt es u.a. im Internet unter http://www.bundesfinanzministerium.de/Steuerberechnung 

IV.  Kindergeld oder alternative Freibeträge

A.  Kindergeld
a.  Seit dem Kalenderjahr 1996 wird das Kindergeld in der Regel nur noch als Steuervergütung gezahlt (§ 31 S. 3 EStG). Hieraus resultiert aber kein Mehraufwand für die Finanzämter der Länder, denn weiterhin zuständig bleibt die Familienkasse (bisher Kindergeldkasse genannt) bei den Arbeitsämtern. Diese wird nun als Hilfsorgan der Bundesfinanzverwaltung im Rahmen der Abgabenordnung tätig (§§ 67, 70, 72 EStG; § 6 AO), wodurch der Finanzgerichtsweg bei Streitigkeiten eröffnet ist.

b.  Das Bundeskindergeldgesetz gilt jetzt nur noch für bestimmte Sonderfälle, z.B. Kindergeldansprüche von Eltern, die beide in Deutschland nicht (unbeschränkt) steuerpflichtig sind, aber mit dem inländischen Arbeits- und Sozialsystem verbunden sind und daher Kindergeld gleichwohl erhalten sollen. Insoweit bleibt das Kindergeld in diesen Fällen eine Sozialleistung, bei der die Familienkasse für die Bundesanstalt für Arbeit tätig wird (§ 15 BKGG; SGB X). Für Streitigkeiten nach dem Bundeskindergeldgesetz ist damit auch weiterhin der Sozialgerichtsweg gegeben.

c.  Das Kindergeld wird vom Arbeitgeber im Rahmen der monatlichen Lohnabrechnung oder von der örtlich zuständigen Familienkasse ausgezahlt (Kindergeldauszahlungsverordnung vom 10. November 1995). Es ist vom Einkommen der Eltern unabhängig und wird von Beginn des Monats an gezahlt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen vorliegen (§ 66 II EStG). Eine auf sechs Monate rückwirkende Beschränkung gibt es mit Wirkung vom 01.01.1998 nicht mehr (§ 66 III a.F. EStG).

d.  Begünstigt sind in erster Linie leibliche Kinder, aber auch Adoptiv- und Pflegekinder. Stief- und Enkelkinder werden nur berücksichtigt, wenn der Anspruchsberechtigte sie in seinem Haushalt aufgenommen hat (§ 63 I EStG). Um Kindergeldberechtigt zu sein, dürfen Kinder über 18 Jahre eigene Einkünfte maximal in Höhe des Grundfreibetrages haben (Monatsformel: Grundfreibetrag : 12 Monate x  volle Monate über 18 Jahre bei Lehre oder volle Monate bis zum Ende der Ausbildung/Arbeitslosigkeit = Verdiensthöchstgrenze für Kindergeldberechtigung, Haushaltsfreibetrag, etc.). Ab 2002 wird der Sparerfreibetrag bei Kapitaleinnahmen des Kindes nicht mehr abgezogen, sondern nur noch die Werbepauschale.

	Kindergeld

pro Monat
	1. Kind
	2. Kind
	3. Kind
	4. Kind
	

	1996
	DM 200
	DM 200
	
	
	

	1997-1998
	DM 220
	DM 220
	DM 300
	DM 350
	

	1999
	DM 250
	DM 250
	DM 300
	DM 350
	

	2000-2001
	DM 270
	DM 270
	DM 300
	DM 350
	

	2002
	€ 154
	€ 154
	€ 154
	€ 179
	

	
	
	
	
	
	


B.  Kinderfreibetrag
a.  Nach Abgabe der Steuererklärung entscheidet das Finanzamt, ob ein Kinderbetrag, der alternativ statt des Kindergeldes infrage kommt, günstiger ist
. Dies ist in der Regel nur bei Spitzenverdienern der Fall. In einem solchen Fall wird das Kindergeld zur Einkommensteuerschuld hinzugerechnet und dafür der Kinderfreibetrag vom Einkommen abgezogen.

	
	Kinderfreibetrag (Alleinerziehende/ Ehepaare)

	
	Monatswert
	Jahreswert

	1997-2001
	DM 288 
	DM 576
	DM 3.456
	DM 6.912

	2002
	€ 152
	€ 304
	€ 1.824
	€ 3.648

	
	
	
	
	


b.  Die Kinderfreibeträge sind auf der Lohnsteuerkarte einzutragen (§ 39a EStG). Anders als das Kindergeld beeinflußt der Kinderfreibetrag nämlich die Einkommenssteuer, so daß Anpassungen bei den Zuschlagssteuern (Solidaritätszuschlag und Kirchensteuer) vorgenommen werden müssen (§ 51a II EStG).

C.  Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag
Der Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag ist mit Wirkung vom 01.01.2002 neu eingeführt worden.

	
	Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag

(Alleinerziehende/ Ehepaare)

	
	Monatswert
	Jahreswert

	2002

	€ 90
	€ 180
	€ 1.080
	€ 2.160


D.  Auslandskinder
a.  Für im Ausland lebende Kinder besteht unter Umständen ebenfalls ein Anspruch auf Kindergeld, sofern sich die Kinder innerhalb der EU, in einem EWR-Staat oder in einem Staat, mit dem ein Sozialabkommen besteht, nämlich ehemaliges Jugoslawien, Marokko Türkei, Tunesien, aufhalten (§ 63 EStG). In anderen Staaten lebende Kinder (z.B. USA, Kanada) können nur durch einen Kinderfreibetrag gefördert, soweit dieses nach den Verhältnissen am Wohnsitzstaat notwendig und angemessen ist (§ 32 VI S. 4 EStG).

b.  Darüber hinaus sind bei Kindern, die innerhalb der EU, Japan, den USA oder Kanada leben, in der Regel die selben Abzüge möglich wie bei in Deutschland lebenden Kindern, sofern nicht gerade eine gesetzliche Voraussetzung für die Aufwendungsberücksichtigung ist, daß das Kind im Haushalt des Steuerpflichtigen lebt. In anderen Ländern ist eine Kürzung der Abzugsbeträge für die Aufwendungen möglich, da in den Staaten die Lebenshaltungskosten niedriger sind als in der Bundesrepublik Deutschland.

V.  Auslaufmodell Haushaltsfreibetrag


a.  Seit dem 01.01.2002 gibt es für Personen, die erstmals die Voraussetzungen des Haushaltsfreibetrag erfüllen, diesen NICHT mehr. Vielmehr ist er durch einen Betreuungs-, Erziehungs- und Ausbildungsfreibetrag ersetzt, auf den auch Ehepaare einen Anspruch haben. Der Haushaltsfreibetrag wird bis 2005 komplett abgeschafft. Die den Haushaltsfreibetrag berücksichtigende günstige Steuerklasse II ist damit für „Neufälle“ seit dem 01.01.2002 nicht mehr möglich.


b.  Für die „Altfälle“ gilt weiterhin folgendes: Ist nur ein Ehepartner unbeschränkt steuerpflichtig, erfolgt bei ihm eine Einzelveranlagung. Er wird mithin wie ein Alleinstehender behandelt. Alleinstehenden mit mindestens einem Kind wird seit 1990 (bis spätestens 2005) ein Haushaltsfreibetrag (§ 32 VII EStG) gewährt, wenn das Kind mit dem Hauptwohnsitz im Inland beim Steuerpflichtigen gemeldet ist. Als alleinstehend sind ferner Personen anzusehen, die ledig, verwitwet, dauernd getrennt leben oder geschieden sind. Auch ihnen steht ein Haushaltsfreibetrag zu, wenn mindestens ein Kind mit dem Hauptwohnsitz im Inland beim Steuerpflichtigen gemeldet ist. Der Haushaltsfreibetrag kann entweder über die Einkommensteuerveranlagung berücksichtigt werden oder bereits vorab bei den Lohnsteuerabzügen durch die Wahl der Steuerklasse II. Den Haushaltsfreibetrag gibt es daher nur beim Grundtarif und der Einzelveranlagung. Im Falle der Wiederheirat eines geschiedenen Steuerpflichtigen kann dieser nur dann in den Genuß des Haushaltsfreibetrages kommen, wenn die besondere Veranlagung (§ 26c EStG) gewählt wird. Dann ist der vor der Eheschließung zustehende Haushaltsfreibetrag noch einmal zu berücksichtigen, während er umgekehrt bei unbeschränkt steuerpflichtigen Eheleuten im Trennungsjahr ohnehin zu versagen, weil diese insoweit steuerlich noch wie Eheleute behandelt werden (Ehegattenveranlagung: getrennte Veranlagung bzw. Zusammenveranlagung). 

c.  Der Haushaltsfreibetrag betrug DM 5.616 (1997-2001),  € 2.340 (2002), € 1.188 (2003-2004).

VI.  Ausbildungsfreibetrag (§ 33a II EStG)

a.  Seit dem 01.01.2002 gibt es nur noch einen Ausbildungsfreibetrag für Kinder ab 18 Jahren, die auswärts wohnen. Alleinerziehende mit halben Ausbildungsfreibetrag erhalten ihn zudem nur zu 50%.

	
	voller Ausbildungsfreibetrag

	2002

	€ 924


b.  Der Ausbildungsfreibetrag (§ 33a II EStG) wird gewährt, wenn sich das Kind in der Berufsausbildung befindet, z.B. Besuch allgemeinbildender Schulen, ausbildungsförderndes Praktikum, und hieraus Aufwendungen für den Steuerpflichtigen entstehen, z.B. für Lehr- und Lernmittel, Fahrtkosten. Zudem muß der Steuerpflichtige für das Kind Kindergeld bzw. den Kinderfreibetrag erhalten. Der Ausbildungsfreibetrag mindert sich, wenn das Kind mit seinem eigenen Einkommen eine Freigrenze:

	
	Kalenderjahresfreigrenze

(Monatsformel: Kalenderjahresfreigrenze : 12 Monate x Berechtigungsmonate = Freigrenze)

	1997-2001
	DM 3.600

	2002
	€ 1.848 

	
	


überschreitet oder Förderungsmittel erhält, z.B. BAföG. Ausbildungsfreibeträge werden auch für sich im Ausland aufhaltende Kinder gewährt, aber gegebenenfalls bis zu 2/3 reduziert, wenn die Lebenshaltungskosten dort niedriger sind.

c.  Wenn weder dem Steuerpflichtigen noch einem anderen für das Kind ein Kinderfreibetrag oder Kindergeld zusteht, z.B. wegen Überschreitung der Altersbezugsgrenze, können Aufwendungen für Unterhalt und eine etwaige Berufsausbildung jährlich als außergewöhnliche Belastungen bis zu einem Höchstbetrag (siehe Tabelle) abgezogen werden, wenn der Empfänger gegenüber dem Geber gesetzlich unterhaltsberechtigt ist (§ 33a I EStG). Der Betrag wird gegebenenfalls vermindert um unterhaltsgeeignete Einkünfte und Bezüge des Empfängers / Kindes, soweit diese die jährliche Anrechnungsgrenze übersteigen.

	
	Außergewöhnliche Belastung

Höchstbetrag pro Jahr
	Anrechnungsgrenze pro Jahr

	1997-1998
	DM 12.000
	DM 1.200

	1999
	DM 13.020
	DM 1.200

	2000
	DM 13.500
	DM 1.200

	2001
	DM 14.040
	DM 1.200

	2002
	€ 7.188
	€ 624

	
	
	


VII.  Kapitaleinkünfte

A.  Zinseinnahmen
a.  Der Sparerfreibetrag 

	
	Sparerfreibeträge + Werbungskostenpauschale
	Spekulationsgewinnfreigrenze

	
	Alleinerziehende
	Ehepaare
	

	1991
	DM 600
	
	DM 1.200
	
	

	1992-1999
	DM 6.000
	+ DM 100
	DM 12.000
	+ DM 200
	

	2000-2001
	DM 3.000
	+ DM 100
	DM 6.000
	+ DM 200
	

	2002
	€ 1.550
	+ € 51
	€ 3.100
	+ € 102
	€ 512

	
	
	
	
	
	



b.  Seit 1998 wird nach § 45d EStG von den Banken dem Bundesamt für Finanzen gemeldet, wie hoch der Sparerfreibetrag ist und welche konkreten Zinseinnahmen erzielt wurden. Damit läßt sich ein Rückschluß auf die Höhe des zugrunde liegenden Kapitalvermögens ziehen, so daß sich der Verdacht einer Steuerhinterziehung aufdrängt, wenn die plötzlich „wundersame“ Vermehrung der Zinseinkünfte nicht erklärt werden kann bzw. aus den laufenden Einkünften das Kapitalvermögen nicht aufgebaut worden sein kann.

B.  Dividenden

a.  Ab 01.01.2002 muß nur noch für 50% der Dividende Steuern gezahlt werden (sog. Halbeinkünfteverfahren), so daß sich der Sparerfreibetrag bei Dividenden verdoppeln läßt. Zudem ist die Kapitalertragssteuer auf Dividendeneinkünfte von 25% auf 20%gesenkt worden. Gleichzeitig ist der Körperschaftssteuersatz geändert worden:

	
	Körperschaftssteuersätze

	
	Einbehaltene (= thesaurierte) Gewinne
	Ausgeschüttete Gewinne = Dividenden

	
	Normaltarif
	Ermäßigter Tarif
	

	1977-1989
	56%
	50%
	36%

	1990-1993
	50%
	46%
	36%

	1994-1998
	45%
	42%
	30%

	1999-2000
	40%
	
	30%

	2001/02
	25%
	
	25%



b.  Das neue Halbeinkünfteverfahren bringt gegenüber dem früheren Recht, dem Anrechnungsverfahren
, allerdings nur Vorteile ab einem persönlichen Einkommensteuersatz von über 40%.

	
	
	
	

	Bruttodividende
	  € 1.000,00
	
	

	Körperschaftssteuer (25%),

§ 23 I KStG
	- €   250,00
	
	

	Solidariätszuschlag (5,5%)
	- €      13,75
	
	

	
	---------------
	
	

	Bardividende
	   €   736,25
	50% der Bardividende versteuert:
	  € 368,13

	Kapitalertragssteuer (20% der Bardividende), § 43a I EStG
	- €   147,25


	Einkommensteuer (z.B. 35% auf 50% der Bardividende):
	------------

  € 128,84

	Solidaritätzuschlag (5,5%)
	- €       8,10
	Solidaritätszuschlag (5,5%)
	  €    7,09

	
	---------------
	
	-----------

	Nettodividende
	   €   580,90
	
	  €  135,93

	
	
	einbehaltene Kapitalertragssteuer der Bardividende:
	- € 147,25



	
	
	einbehaltener Solidaritätszuschlag

	- €     8,10

	
	
	
	------------

	
	  €     19,42
	Steuererstattung
	- €   19,42

	
	--------------
	
	

	Dividendeneinkommen nach Steuer
	  €   600,32
	
	

	
	
	
	


VIII.  Scheidung

A.  Scheidungskosten
a.  Die Kosten für eine Scheidung (Gerichts- und Anwaltskosten) sind steuerlich als außergewöhnliche Belastungen abzusetzen, auch wenn die Klage zurückgenommen wird, soweit sie die in der Tabelle des § 33 III EStG festgelegte zumutbare Belastung übersteigen. Zu den Scheidungskosten gehören auch die Kosten für die vermögens- und unterhaltsrechtliche Auseinandersetzung und die elterliche Sorge über ein gemeinschaftliches Kind sowie das Umgangsrecht.

b.  Aufgrund der Tabellensätze der zumutbaren Belastung ist es ratsam, alle Scheidungskosten innerhalb eines Kalenderjahres zu bezahlen.

B.  Unterhaltsleistungen an den Ehepartner
a.  Unterhaltszahlungen sind durch Vorkommnisse im privaten Lebensbereich veranlaßt und daher eigentlich steuerlich nicht abziehbar. Hiervon macht das Gesetz aber eine Ausnahme, in dem es für Unterhaltszahlungen an den Ehepartner Abzüge zuläßt, entweder nach dem sog. Realsplitting gemäß § 10 I Nr. 1 EStG mit einer Freigrenze von:

	1997-2001
	DM 27.000

	2002
	€ 13.805

	
	


oder als außergewöhnliche Belastung gemäß § 33a I EStG mit einem Freibetrag von:

	1997-1998
	DM 12.000

	1999
	DM 13.020

	2000
	DM 13.500

	2001
	DM 14.040

	2002
	€ 7.188

	
	


1.  Realsplitting

a.  Beim Realsplitting nach § 10 I Nr. 1 EStG können Unterhaltsleistungen bis zur Höhe von € 13.805 jährlich an den getrennt lebenden oder geschiedenen Ehegatten abgezogen werden, wenn der Geber dies mit Zustimmung des Empfängers beantragt und der Empfänger innerhalb der Europäischen Union wohnhaft ist (§ 1a I Nr. 1 EStG). Das Realsplitting kann auch auf einen niedrigen Betrag begrenzt werden. Der Empfänger muß aber die Unterhaltsbeträge beim Realsplitting nach § 22 Nr. 1a EStG als sonstige Einkünfte oder gemäß den nachzuweisenden Besteuerungstatbeständen seines EU-Wohnsitzes versteuern
. Daher ist die Zustimmung zum Realsplitting nur empfehlenswert, wenn der Empfänger geringe Steuern zahlt
.

b.  Unzulässig ist es allerdings, nicht abzugsfähigen Kindesunterhalt als abzugsfähigen Ehegattenunterhalt zu deklarieren, z.B. verdeckt durch höhere Ehegattenunterhaltszahlungen. Sofern dieses nicht in der Anlage U zur Einkommensteuererklärung offengelegt wird, besteht die Gefahr der Steuerhinterziehung (§ 370 AO). Zahlungen an Kinder werden nur anerkannt, wenn kein Anspruch auf Kindergeld oder Kinder- und Betreuungsfreibeträge besteht.

2.  außergewöhnliche Belastung

Bei der Behandlung der Unterhaltszahlung an den Ehegatten als außergewöhnliche Belastung nach § 33a I EStG ist darauf zu achten, daß die Zahlung entweder regelmäßig am Monatsbeginn oder in einer Summe am Kalenderjahresanfang geleistet wird. Spätere oder verspätete Zahlungen sind nicht abziehbar, da Unterhaltsleistungen nur für die Zukunft anerkannt werden! Anders als beim Realsplitting findet hier keine Besteuerung beim Empfänger statt.

Prepared by Joerg C. Moddelmog, German Attorney-Advisor

� Im Steuerjahr 1999 erhoben Alaska, Florida, Nevada, South Dakota, Texas, Washington und Wyoming keine Einkommensteuer. Darüber hinaus besteuerten New Hampshire und Tennessee nur Einkünfte aus Kapitalvermögen. Vermont und Rhode Island begnügten sich mit einem an der Bundeseinkommensteuer orientierten Prozentsatz, während Illinois, Indiana, Massachusetts und Michigan einen "flat rate tax" eingeführt hatten.


� Seit dem 1. Januar 1998 beträgt der Solidaritätszuschlag statt 7,5% nur noch 5,5% der Lohn- und Einkommensteuer. Allerdings steigt am 1. April 1998 die Mehrwertsteuer auf 16%, 15% (01.01.1993 - 31.03.1998), 14% (01.07.1983 – 31.12.1992), 13% (01.07.1979 – 30.06.1983), 12% (01.01.1978 – 30.06.1979), 11% (01.07.1968 – 31.12.1977), 10% (01.01.1968 – 30.06.1968).


� Der Rentenbeitragssatz sinkt ab 1. Januar 2000 auf 19,1%.


� € 1 = DM 1,95583.


� Für die Berechnung der Kirchensteuer und des Solidaritätszuschlags wird – selbst bei günstigerem Kindergeld – der Kinderfreibetrag und gegebenenfalls der Betreuungsfreibetrag vom zu versteuernden Einkommen abgezogen, so daß sich eine niedrigere Einkommensteuerschuld als Bemessungsgrundlage für die Kirchensteuer (8% in Bayern) und den Solidaritätszuschlag (5,5%) ergibt.


� Altes Recht -1999: Ein alleinstehender Elternteil, dem Aufwendungen für Dienstleistungen zur Betreuung eines Kindes entstehen (Kinderbetreuungskosten, § 33c EStG 1999), kann diese - soweit sie notwendig und angemessen sind - als außergewöhnliche Belastungen geltend machen, wenn das Kind zu seinem Haushalt gehört, der Steuerpflichtige berufstätig ist, das Kind zu Beginn des Kalenderjahres noch unter 16 Jahren und unbeschränkt einkommensteuerpflichtig ist. Der Höchstbetrag für nachgewiesene Betreuungskosten für Alleinerziehende mit einem Kind beträgt dabei DM 4.000. Für jedes weitere Kind erhöht sich dieser Betrag um maximal DM 2.000. Alternativ kann auch ein Pauschbetrag von DM 480 pro Kind in Anspruch genommen werden. Aufwendungen für Unterricht oder Freizeitbetätigungen des Kindes werden nicht berücksichtigt.


Altes Recht 2000-2001: Seit dem 1. Januar 2000 ist der Abzug von Kinderbetreuungskosten, wie sie in § 33c EStG normiert waren, nicht mehr möglich. Statt dessen hat der Gesetzgeber einen Betreuungsfreibetrag (§ 32 VI EStG) eingeführt, der bis zum 16. Geburtstag des Kindes gewährt wird - unabhängig von tatsächlichen Kinderbetreuungskosten, seinen diese nun höher oder niedriger als der Betreuungsfreibetrag. Der Betreuungsfreibetrag kommt - zusammen mit dem Kinderfreibetrag - nur alternativ zum Kindergeld infrage und hat deshalb auf den Lohnsteuerabzug bei der Gehaltsabrechnung keinen Einfluß. Er beträgt 2000 und 2001 im Jahr pro Kind DM 1.512 (Alleinerziehende) bzw. DM 3.024 (Ehepaare).


� Altes Recht 1997-2001: Es gelten die folgenden Ausbildungsfreibeträge:


- DM 0 jährlich für Kinder unter 18 Jahren, die im Haushalt der Eltern leben


- DM 1.800 jährlich für Kinder unter 18 Jahren, die auswärts wohnen


- DM 2.400 jährlich für Kinder ab 18 Jahren, die im Haushalt der Eltern leben


- DM 4.200 jährlich für Kinder ab 18 Jahren mit auswärtiger Unterkunft.


� Altes Recht – 2001: 


Anrechnungsverfahren:�
�
Rohdividende = Bruttodividende I�
   € 1.000,00�
Versteuerung der Bruttodividende�
€ 1.000,00�
�
Körperschaftssteuer (30%)�
-  €   300,00�
Einkommensteuer (z.B. 35% auf Bruttodividende):�
-------------


 €   350,00�
�
Solidaritätszuschlag (5,5%)�
- €     16,50�
Solidaritätszuschlag (5,5%)�
 €     19,25�
�
�
---------------�
�
------------�
�
Bardividende =


Bruttodividende II�
   €   683,50�
�
 €    369,25�
�
Kapitalertragssteuer (25% der Bardividende)�
- €   170,88�
abgezogene Körperschaftssteuer:�
- € 300,00�
�
Solidaritätszuschlag�
- €      9,40�
abgezogene Kapitalertragsteuer�
- € 170,88�
�
�
---------------�
abgezogener Solidaritätszuschlag�
- €    25,90�
�
Nettodividende = Auszahlung�
   €   503,22�
�
-------------�
�
�
   €   127,53�
Steuererstattung�
-  € 127,53�
�
�
---------------�
�
�
�
Dividendeneinkommen nach Steuer�
  €    630,75�
�
�
�



� Körperschaftsteuer und darauf einbehaltener Solidaritätszuschlag sind im Halbeinkünfteverfahren nicht mehr anrechnungsfähig.


� Für die Einkommensteuererklärung 2000 ist hierzu erstmals die Anlage SO eingeführt worden, auf der auch Spekulationsgewinne anzugeben sind.


� Auf der Anlage U wird erklärt, daß der Unterhalt vom Ehegatten als sonstige Einkünfte versteuert und in der Anlage SO deklariert wird.
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